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Gesetz: TVG § 1 Tarifverträge: Papierindustrie; Tarifvertrag
für die Papier erzeugende Industrie von Düren, Jülich, 
Euskirchen und Umgebung über die Einführung eines 13. 
tariflichen Monatseinkommens vom 9« Juli 1971 (TV)
§ 3; BGB § 133; TVG § 3 Abs. 1 und § A Abs. 1 Satz 1

Leitsätze:

1. In der Papierindustrie Düren, Jülich, Euskirchen 
und Umgebung steht das volle tarifliche 13- Mo­
natseinkommen allen Arbeitnehmern zu, die "wegen 
Erreichens der Altersgrenze" ausgeschieden sind, 
also auch in Fällen vorzeitigen Bezuges von Alters- 
ruhegeld.

2. Verwenden die Tarifvertragsparteien in einer Tarif­
norm Begriffe, die in der Rechtsterminologie, z.B. im Sozialversicherungsrecht, einen bestimmen Inhalt 
haben, so ist davon auszugehen, daß die Tarifver­
tragsparteien diese Begriffe in ihrer allgemeinen 
rechtlichen Bedeutung haben wiedergeben und ange­
wendet wissen wollen, soweit sich nicht aus dem Ta­
rifwortlaut oder aus anderen aus dem Tarifvertrag 
selbst ersichtlichen Gründen etwas anderes ergibt.

Aktenzeichen: A AZR 381/75
Urteil des BAG vom 29. September 1976 LAG Düsseldorf
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4 AZR 581/yq 
4 Sa 130/75 Düsseldorf
Verkündet am 29. September 1976
gez. Mißler, 
Angestellter als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 29« September 1976 durch 
den Richter Dr. Neumann als Vorsitzenden, die Richter 
Dr. Feiler und Roeper sowie die ehrenamtlichen Richter 
Schulz-Rupp und Schmidt für Recht erkannt:

Auf die Revision der Kläger wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 11. April 
1975 - 4 Sa 13o/75 - aufgehoben.
Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des 
Arbeitsgerichts Aachen vom 16. Dezember 1974 
- 2 Ca 2153/74 - wird mit der Maßgabe zurückge­
wiesen, daß an den Kläger zu 2) 792,34 DM brutto 
nebst 4 v.H. Zinsen seit dem 29. November 1974 
zu zahlen sind.
Die Beklagte trägt auch die Kosten der beiden Re chtsmi11e1instanzen.
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Tatbestand:

Die am 23. Oktober 1912 geborene Klägerin zu 1) war vom 
23. Januar 1961 bis 28. Februar 1974 bei der Beklagten be­
schäftigt. Seit dem 1. März 1974 bezieht sie das vorgezo­
gene Altersruhegeld für weibliche Arbeitnehmer. Der am 7*
April 1911 geborene Kläger zu 2) stand von November 1949 bis 
3o. April 1974 in den Diensten der Beklagten und bezieht 
seit 1. Mai 1974 Altersruhegeld nach den Bestimmungen über 
die flexible Altersgrenze. Beide Kläger sind Mitglieder 
der Industriegewerkschaft Chemie-Papier-Keramik. Nach Maß­
gabe des Tarifvertrages über die Einführung eines 13- Monats­
einkommens für die gewerblichen Arbeitnehmer und die Ange­
stellten der papiererzeugenden Industrie der Kreise Düren, 
Jülich, Euskirchen und Umgebung vom 9. Juli 1971 wurden 
von der Beklagten beim Ausscheiden an die Klägerin zu 1)
2/12 und an den Kläger zu 2) 3/12 eines 13. Monatseinkom­
mens gezahlt. Dem entspricht bei der Klägerin zu 1) ein 
Betrag von 151,66 DM brutto und beim Kläger zu 2) ein.Be- 
trag von 396,17 DM brutto.

Mit der Klage haben die Kläger die Beklagte auf Zah­
lung der jeweiligen Differenz zwischen dem erhaltenen An­
teil und dem vollen 13« Monatseinkommen für das Jahr ihres 
Ausscheidens in Anspruch genommen. Sie haben vorgetragen, 
auch sie seien "wegen Erreichens der Altersgrenze" im tarif­
lichen Sinne bei der Beklagten ausgeschieden. Dabei sei un­
erheblich, daß das schon vor Vollendung ihres 65. Lebensjahrfes 
geschehen sei, denn darauf stellten die tariflichen Be-r 
Stimmungen nicht ab. Die Beklagte verkenne, daß die Voll­
endung des 65. Lebensjahres nicht ohne weiteres zum Aus­
scheiden des Arbeitnehmers aus einem bestehenden Arbeitsver­
hältnis führe. Was hierzu Betrjäbsverfcdnbarungen oder Ein- 
zelarbeitsverträge für einzelne Betriebe bzw. für einzelne 
Arbeitsverhältnisse bestimmten, sei für die Tarifauslegung 
unmaßgeblich. Demgemäß haben die Kläger beantragt,
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die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 
zu 1) 757,62 DM brutto nebst 4- v.H. Zinsen 
seit dem 29» November 1974- und an den Kläger 
zu 2) 888,51 DM brutto nebst 4- v.H. Zinsen 
seit dem 29. November 1974- zu zahlen.
Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und erwidert, 

die anzuwendenden tariflichen Bestimmungen sähen keine spe­
zielle Regelung für den Fall des vorzeitigen Bezuges von 
Altersruhegeld vor. Daher bestehe nur der gegenüber beiden 
Klägern erfüllte Teilanspruch. "Wegen Erreichens der Alters­
grenze" im tariflichen Sinne scheide nur aus, wer das 65» 
Lebensjahr vollendet habe und deswegen auch kein neues Ar­
beitsverhältnis mehr eingehen könne. Für ihre Rechtsauffas­
sung spreche auch der Umstand, daß grundsätzlich nur derje­
nige Arbeitnehmer Anspruch auf das volle 13» Monatseinkommen 
haben solle, der während des betreffenden Kalenderjahres volle 
zwölf Monate dem Betriebe angehört habe. Demgemäß müßten 
alle Ausnahmeregelungen eng ausgelegt werden. Sie beträfen 
nach dem Willen der Tarifvertragsparteien nur Fälle unfrei­
willigen Ausscheidens. Beim vorzeitigen Bezug von Alters­
ruhegeld scheide der Arbeitnehmer jedoch freiwillig aus.
Auch § 6 BetrAVG bestätige die Richtigkeit ihrer Rechtsauf­
fassung.

Das Arbeitsgericht hat nach den Klageanträgen erkannt 
und den Streitwert auf 1.64-6,13 DM festgesetzt. Aus rechne­
rischen Gründen hat der Kläger zu 2) in der Berufungsinstanz 
seine Klageforderung in der Hauptsache auf 792,34- DM brutto 
ermäßigt. Das Landesarbeitsgericht hat unter Abänderung des 
arbeitsgerichtlichen Urteils die Klagen abgewiesen, den 
Streitwert neu auf 1.54-9,96 DM festgesetzt und die Revision 
zügelassen.

Mit der Revision verfolgen die Kläger ihre in der Beru­
fungsinstanz gestellten Klageanträge weiter. Die Beklagte 
beantragt Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe:
Die Revision ist begründet und führt zur Wiederherstel­

lung des arbeitsgerichtlichen Urteils. Für den Anspruch des
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Klägers zu 2) gilt das jedoch nur in-Höhe von 792,34 DM 
brutto, nachdem er seinen weitergehenden Antrag zurück­
genommen hat.

Mit dem Landesarbeitsgericht ist davon auszugehen, 
daß die Kläger Ansprüche aus dem zwischen dem Arbeitge­
berverband der Papier erzeugenden Industrie von Düren, 
Jülich, Euskirchen und Umgebung e.V. und der Industrie­
gewerkschaft Chemie-Papier-Keramik, Bezirksleitung Nord­
rhein-Westfalen, abgeschlossenen Tarifvertrag über die 
Einführung eines 13- tariflichen Monatseinkommens vom 
9. Juli 1971 (TV) geltend machen, der aufgrund Organisa­
tionszugehörigkeit zwischen beiden Klägern und der Beklag­
ten mit normativer Wirkung nach § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 
Satz 1 TVG galt. Die Parteien wurden auch vom räumlichen, 
fachlichen und persönlichen Geltungsbereich dieses Tarif­
vertrages erfaßt (vgl. § 1 Abs. 1 - 3 TV). Zum vorlie­
genden Streitgegenstand bestimmt § 3 TV:

"2. Den vollen Betrag erhalten alle Arbeitnehmer, 
die mit Ablauf des Kalenderjahres mindestens 
12 Monate dem Betrieb munterbrochen angehört 
haben sowie Arbeitnehmer, die wegen Erwerbs­oder Berufsunfähigkeit bzw. wegen Erreichens 
der Altersgrenze ausscheiden.
Bei einer geringeren Betriebszugehörigkeit 
im Auszahlungszeitraum besteht ein Anspruch in 
Höhe von 1/12 des vollen Betrages für jeden 
vollendeten Beschäftigungsmonat. Dies gilt 
entsprechend für Arbeitnehmer, deren Arbeits­
verhältnis während des Grundwehr- oder Er­
satzdienstes ruht, im Jahre der Einberufung 
und im Jahre des Wiedereintritts in den Be­
trieb. Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältris- 
am 31-12. weniger als drei Monate besteht, ha­
ben keinen Anspruch.

3. Für das Austrittsjahr werden entsprechende 
Zwölftelungen gewährt, wenn das Arbeitsver­
hältnis mindestens ein Jahr besteht."

In Übereinstimmung mit der Senatsrechtsprechung weist 
das Landesarbeitsgericht eingangs zutreffend darauf hin, 
daß Tarifverträge zunächst nach ihrem Wortlaut auszulegen 
sind,wobei freilich,, wie das Landesarbeitsgericht mit Recht
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hervorliebt, unter Heranziehung des allgemeinen Auslegungs­
grundsatzes des § 133 BGB über den reinen Tarifwortlaut hin­
aus auch der Sinn und Zweck dessen mitzuberücksichtigen ist, 
was die Tarifvertragsparteien in der auszulegenden Norm er­
kennbar haben zum Ausdruck bringen wollen (vgl. dazu die Ur­
teile des Senats 4 AZR 284/75 vom 18. August 1976 sowie 
4 AZR 355/75 vom 8.September 1976, beide zur Veröffentlichung 
im Nachschlagewerk vorgesehen, mit jeweils weiteren Nachwei­
sen) .

Weiter hat das Landesarbeitsgericht in Anknüpfung an die 
vorstehenden Auslegungsgrundsätze und unter Berücksichtigung 
auch der TarifSystematik und Tarifgeschichte im einzelnen 
ausgeführt, in der zuvor zitierten Tarifnorm werde der Kreis 
von Arbeitnehmern, zu dem die beiden Kläger zählten, nicht 
erwähnt. Soweit in § 3 Abs. 2 TV vom Ausscheiden eines Ar­
beitnehmers "wegen Erreichens der Altersgrenze" die Rede 
sei, betreffe die Tarifnorm lediglich das Ausscheiden aus 
Anlaß der Erreichung des 65. Lebensjahres. Hätten die Tarif­
vertragsparteien die eingeklagte Leistung auch den vorzeiti­
gen Beziehern von Altersruhegeld zuerkennen wollen, so hätte 
es einer entsprechenden ausdrücklichen Regelung bedurft, die 
jedoch fehle. Anspruchsberechtigt sollten auch nur diejeni­
gen Arbeitnehmer, sein, die gegen ihren Willen ausschieden, 
denn der ebenfalls tariflich erfaßte Eintritt der Erwerbs­
oder Berufsunfähigkeit sei wie die Erreichung des 65- Lebens­
jahres vom Willen des jeweiligen Arbeitnehmers unabhängig, 
woran die gelegentliche Beschäftigung von Ruheständlern 
nichts ändere. Für diese Rechtsauffassung sprächen auch der 
Inhalt der nächstfolgenden tariflichen Bestimmungen sowie die 
von Lehre und Rechtsprechung zur Weihnachtsgratifikation 
entwickelten Rechtsgrundsätze.

Obwohl das Landesarbeitsgericht vom zutreffenden Aus­
legungsgrundsatz ausgeht und demgemäß zunächst an den Tarif­
wortlaut anknüpft, gibt es diesen Grundsatz bei der konkre­
ten Tarifauslegung anhand des vorliegenden Falles wieder auf 
und gelangt dadurch zu einem fehlerhaften Ergebnis, worauf mit
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Recht die Revision hinweist. Insbesondere mißt das Landes­
arbeitsgericht dem Umstand keine ausreichende Bedeutung zu, 
daß die Tarifvertragsparteien die eingeklagte Leistung in 
§ 3 Abs. 2 Abschnitt 1 TV an das Vorliegen im Sozialver­
sicherungsrecht genau geregelter gesetzlicher Vorausset­
zungen binden, wenn sie im Sinne echter AnSpruchsVoraus­
setzungen dort von "Erwerbs- oder Berufsunfähigkeit" bzw. 
vom "Erreichen der Altersgrenze" sprechen. Verwenden aber 
in solcher Weise die Tarifvertragsparteien in einer Tarif- 
norm Begriffe, die in der Rechtsterminologie einen bestimm­
ten Inhalt haben, so ist davon auszugehen, daß die Tarif­
vertragsparteien diese Begriffe in ihrer allgemeinen recht­
lichen Bedeutung haben wiedergeben und angewendet wissen 
wollen, soweit sich nicht aus dem TarifWortlaut oder aus 
anderen aus dem Tarifvertrag selbst ersichtlichen Gründen 
etwas anderes ergibt (vgl. BAG AP Nr. 12o und 119, 116 zu 
§ 1 TVG Auslegung im Anschluß an BAG 5, 338 = AP Nr. 13 zu 
§ 1 TVG Auslegung). Dies hat das Landesarbeitsgericht nicht 
berücksichtigt.

Wenn die Tarifvertragsparteien nach § 3 Abs. 2 Abschn.
1 TV das volle 13. Monatseinkommen neben den das gesamte 
Kalenderjahr hindurch beschäftigten Arbeitnehmern auch den­
jenigen zuerkennen, die "wegen Erwerbs- oder Berufsunfähig­
keit" ausscheiden, so knüpfen sie damit die tarifliche Lei­
stung ersichtlich an die Voraussetzungen der Rentenberech­
tigung gemäß § 1245 Ziff. 1 RVO, die für die Berufsunfähig­
keit in § 1246 RVO und für die Erwerbsunfähigkeit im ein­
zelnen in § 1247 RVO geregelt sind. Wer also wegen Erfüllung 
dieser konkret gesetzlich geregelten Erfordernisse Berufs­
oder Erwerbsunfähigkeitsrente nach § 1245 Ziff. 1 RVO er­
hält und deshalb ausscheidet, der soll demgemäß auch das 
volle 13* Monatseinkommen erhalten.

Nichts anderes gilt aber entgegen der Auffassung des Lan­
desarbeitsgerichts im vorliegenden Pall, wie sich aus dem 
weiteren Tarifwortlaut und dem tariflichen GesamtZusammen­
hang ergibt. So wie nämlich nach § 3 Abs. 2 Abschn.1 TV in
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allen Fällen des Ausscheidens des Arbeitnehmers "wegen Er­
werbs- oder Berufsunfähigkeit", d.h. in allen Fällen der 
Rentenberechtigung nach § 124-5 Ziff. 1 RVO, der eingeklagte 
tarifliche Anspruch zustehen soll, soll er gleichermaßen 
einschränkungslos auch in allen Fällen dee Ausscheidens "we­
gen Erreichens der Altersgrenze" bestehen, d.h. in allen 
Fällen, in denen ein Anspruch auf Altersruhegeld nach § 1245 
Ziff. 2 RVO in Verbindung mit § 1248 RVO besteht. Dafür 
spricht nicht nur die völlige tarifliche Gleichstellung der 
Arbeitnehmer beim Ausscheiden wegen Erwerbs- und Berufsun­
fähigkeit auf der einen und wegen Erreichens der Altersgrenze 
af der anderen Seite, sondern auch der Umstand, daß die Ren­
tenberechtigung in beiden Fällen des § 1245 RVO bei Erfüllung 
der sozialversicherungsrechtlichen Voraussetzungen jeweils 
ohne Einschränkung zugleich den eingeklagten tariflichen An­
spruch begründen soll. Damit haben die Tarifvertragsparteien 
die Anspruchsberechtigung nicht auf bestimmte Fälle des Er­
reichens der Altersgrenze beschränkt, wie das Landesarbeits­
gericht annimmt, sondern die tarifliche Leistung schlechthin 
vom Erreichen der Altersgrenze nach Maßgabe der sozialver- 
sicherungsrechtliehen Bestimmungen abhängig gemacht.

Dabei ist weiter zu berücksichtigen, daß schon bei Ab­
schluß des TV die Erreichung des 65. Lebensjahres keines­
wegs allein den Anspruch auf Altersruhegeld begründete. Viel­
mehr konnten schon damals unter näher geregelten Vorausset­
zungen männliche und weibliche Versicherte mit Vollendung 
des 6o. Lebensjahres (§ 1248 Abs. 2 RVO a.F.) und außerdem 
wie die Klägerin zu 1) weibliche Versicherte unabhängig da­
von unter den Voraussetzungen des § 1248 Abs. 3 RVO a.F. 
vorzeitig Altersruhegeld beziehen. Wenn bei dieser Rechtsla­
ge die Tarifvertragsparteien in § 3 Abs. 2 Abschn. 1 TV 
den Anspruch auf ein volles 13. Monatseinkommen schlechthin 
dem Arbeitnehmer zuerkennen, der "wegen Erreichens der Al­
tersgrenze" ausscheidet, dann ist davon auszugehen, daß die 
Bestimmungen der §§ 1245 ff. RVO damaliger Fassung insgesamt
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in Bezug genommen wurden und nach dem damit im Tarifwort- 
laut erkennbar 93 wordenen Willen der Tarifvertragsparteien 
der eingeklagte tarifliche Anspruch auch dann bestehen soll, 
wenn ein Arbeitnehmer "wegen Erreichens der Altersgrenze" 
schon vor Vollendung des 65. Lebensjahres ausscheidet.

Etwas anderes kann vorliegend auchrdcht etwa deswegen 
gelten, weil der Gesetzgeber zwischenzeitlich durch das Ren­
tenreformgesetz vom 16. Oktober 1972 (BGBl. I S. 1965) die 
Möglichkeiten zum vorzeitigen Bezug von Altersruhegeld noch­
mals erweitert hat, insbesondere durch die Schaffung der so­
genannten "flexiblen Altersgrenze". Die diesbezüglichen Än­
derungen im Sozialversicherungsrecht betreffen nämlich in 
erster Linie Versicherte, die das 62. bzw. 63- Lebensjahr 
vollendet haben (vgl. § 124-8 Abs. 1 RVO n.F.), und halten 
sich damit im Rahmen einer Altersgrenze, binnen derer schon 
vor der gesetzlichen Neuregelung Altersruhegeld bezogen wer­
den konnte. Außerdem war im Zeitpunkt des Tarifabschlusses 
bereits bekannt, daß mit entsprechenden Erweiterungen der Mög­
lichkeit zum vorzeitigen Bezug des Altersruhegeldes im Wege 
einer Gesetzesänderung zu rechnen war und die öffentliche 
Diskussion über diesen Gegenstand in vollem Gange. Wenn den­
noch die Tarifvertragsparteien den Anspruch auf das volle 13* 
Monatseinkommen - wie beim Ausscheiden wegen Berufs- und Er­
werbsunfähigkeit - allein von dem Erreichen der Altersgrenze 
im sozialversicherungsrechtlichen Sinne und nicht etwa von dem 
Hauptanwendungsfall, nämlich der Vollendung des 65- Lebens­
jahres (vgl. Aye-Brockhoff-Göbelsmann-Schieckel, Gesamtkommen­
tar zur RVO, § 124-5 Anm. 6 ; BSGE 23, 222 /”224-_7) , abhängig 
gemacht haben, dann steht beiden Klägern, wie schon das Ar­
beitsgericht im Ergebnis zutreffend angenommen hat, die ein­
geklagte Leistung zu. Dem steht auch nicht etwa § 3 Abs. 1 TV 
entgegen, denn diese Vorschrift regelt nicht Anspruchsgrundla- 
gen, sondern allein, worüber auch zwischen den Parteien Einig­
keit besteht, die Fälligkeit des tariflichen Anspruches.
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Die demgegenüber, auch in der Revisionserwiderung und 
in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat, von der Beklag­
ten erhobenen Einwendungen greifen nicht durch. Insbesondere 
verkennt die Beklagte, daß die Tarifvertragsparteien den ta­
riflichen Anspruch weder nach dem Tarif Wortlaut noch nach dem 
tariflichen Gesamt Zusammenhang an die Vollendung des 65. Le­
bensjahres geknüpft haben, was sie freilich im Rahmen ihrer 
Tarifautonomie auch hätten tun können. Da § 3 Abs. 2 TV in 
Absehn. 1 im Gegensatz zur Auffassung der Beklagten aus den 
vorstehenden Gründen den eingeklagten Anspruch in allen 
Fällen des Ausscheidens aufgrund Erreichens der Altersgrenze, 
d.h. aufgrund der Berechtigung zum Bezug von Altersruhegeld, 
gewährt, kann die Beklagte auch nicht erfolgreich einwenden, 
vorliegend handele es sich um Fälle des Abschnitts 2 oder 
des Absatzes 3 der Tarifnorm. Dabei verkennt die Beklagte 
zudem, daß eine andere, an ihrem Vorblängen orientierte recht­
liche Beurteilung zu großer Rechtsunsicherheit und zahl­
reichen Zweifelsfragen führen würde, weil jeweils im Einzel­
fall geprüft werden müßte, aus welchem Grunde die sozialver­
sicherungsrechtliche Altersgrenze erreicht wsrden ist. Aus 
den gleichen Gründen kann es auch nicht darauf ankommen, 
ob der einzelne Arbeitnehmer "freiwillig" ausscheidet oder 
nicht, zumal hierauf die tariflichen Bestimmungen nicht ab­
stellen. Ebensowenig kommt es entgegen der Auffassung der 
Beklagten darauf an, in welcher zivilrechtlichen Weise das 
betreffende Arbeitsverhältnis jeweils beendet wird. Es ist 
also unerheblich, ob die Kläger im Wege eines Aufhebungsver­
trages, einer Arbeitnehmerkündigung oder einer Arbeitgeber­
kündigung bei der Beklagten ausgeschieden sind. In diesem Zu­
sammenhang verkennt die Beklagte weiter, daß die Vollendung 
des 65. Lebensjahres für sich allein keineswegs die Beendi­
gung bestehender Arbeitsverhältnisse bewirkt. Das ist, wie 
die Beklagte selbst anerkennt, nicht einmal nach den bei ihr 
geltenden allgemeinen tariflichen Bestimmungen der Fall, wes­
wegen auch die Tarifvertragsparteien beim Abschluß des TV 
auf eine solche tarifliche Regelung in der Sparte der Beklag­
ten nicht haben Bezug nehmen können.
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Schließlich kann sich die Beklagte auch nicht darauf 
berufen, daß in ihrem Betriebe eine Betriebsvereinbarung 
das Ausscheiden der Arbeitnehmer mit Vollendung des 65- 
Lebensjahres vorsehe. Dabei kann dahingestellt bleiben, 
ob eine derartige Regelung überhaupt wirksam durch Be­
triebsvereinbarung getroffen werden kann (vgl. dazu BAG 
23, 257 /~263 ff._7 = AP Nr. 5 zu § 57 BetrVG mit Be­
sprechung von Richardi in SAE 1972, S. 139), denn nur, wenn 
über den Betrieb der Beklagten hinaus in den sonstigen 
Betrieben der tarifunterworfenen Arbeitgeber ebenfalls der­
artige Betriebsvereinbarungen bestanden hätten, wäre es mög­
lich gewesen, daß die Tarifvertragsparteien an diese spar­
tenübliche Gesamtregelung bzw. generelle betriebliche Übung 
hätten anknüpfen können.

Angesichts des eindeutigen Tarifwortlauts besteht ent­
gegen der Rechtsauffassung des Landesarbeitsgerichts und 
der Beklagten auch kein Anlaß zur vergleichsweisen Heran­
ziehung der in RecÜBprechung und Lehre zur Weihnachtsgra­
tifikation entwickelten RecÜBgrundsätze oder einer sinnge­
mäßen Anwendung von § 6 BetrAVG, zumal es sich hierbei je­
weils um andere rechtliche Materien handelt. Schließlich 
besteht entgegen der Meinung des Landesarbeitsgerichts und 
der Beklagten auch kein Grund zur noch weitergehenden Be­
rücksichtigung der Tarifgeschichte, da vorliegend der Tarif­
wortlaut sowie der tarifliche GesamtZusammenhang bereits 
eine eindeutige und praktikable Tarifauslegung gestatten 
(vgl. BAG 23, 4-24 ^”428J  = AP Nr. 15 zu § 611 BGB Bergbau 
sowie BAG 18, 278 /~282__7 = AP Nr. 117 zu § 1 TVG Auslegung). 
Abgesehen davon spricht aus den bereits dargelegten Grün­
den, insbesondere wegen der bei Abschluß des TV bestehenden- 
sozialversicherungsrechtlichen Recltslage, vorliegend sogar 
die Tarifgeschichte für die Auslegung des Senats.

Gegenteiliges ergibt sich auch nicht aus dem von der 
Beklagten in Bezug genommenen Urteil des Fünften Senats 
des BAG vom 11. August 1976 - 5 AZR 442/75 - (nicht zur 
Veröffentlichung bestimmt). Dieses Urteil betrifft nämlich
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einen speziellen Rahmentarifvertrag für die Waldarbeiter 
der Niedersächsischen Landesforstverwaltung, der für be­
stimmte tarifliche Ansprüche zwar wieder TV auf den Ein­
tritt der Berufs- bzw. Erwerbsunfähigkeit, im übrigen aber 
entgegen dem TV, wie auch sonst im Bereiche des öffent­
lichen Dienstes üblich, allein und ausdrücklich auf die 
Vollendung des 65. Lebensjahres abstellt (vgl. dort § 25 
Abs. 2 und 5). Entgegen den weiteren Ausführungen der Be­
klagten in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat kann 
aus den bereits dargelegten Gründen auch bezüglich der 
Möglichkeit des früheren Bezugs des Altersruhegeldes nach 
§ 1248 Abs. 1 - 5 RVO n.F. nicht von einer Tariflücke ge­
sprochen werden, denn auch hierbei handelt es sich um Fälle 
des "Erreichens der Altersgrenze'!. Entgegen den Andeutungen 
der Beklagten vor dem Senat gibt es auch keinen Anhalts­
punkt dafür, daß unter dem "Erreichen der Altersgrenze" 
im tariflichen und sozialversicherungsrechtlichen Sinne 
irgendein sachlicher Unterschied bestehe. Das müßte nämlich 
aus dem Tarifvertrag ersichtlich sein, was nicht der Fall 
ist. Auch das spricht dafür, daß der eingeklagte Anspruch 
nach dem Willen der Tarifvertragsparteien in allen Fällen 
des "Erreichens der Altersgrenze" im sozialversicherungs­
rechtlichen Sinne bestehen soll.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91, 97 Abs. 1 ZPO.

gez.: Dr. Neumann Roeper
Schulz-Rupp Schmidt

Dr. Feiler
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